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Drucksache V/3268 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

IV a I - 226/68 


Bonn, den 18. September 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetzliche Sozialversicherung — Beseitigung von Be- 
nachteiligungen politischer Schicksalsgruppen (Kriegs- 
teilnehmer, Kriegsopfer, Heimkehrer, politisch Verfolgte, 
politische Häftlinge) 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/3233 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage 
der Fraktion der FDP wie folgt: 


1. Welche Gründe sprechen für eine Begrenzung von Änderungs- 
vorschlägen auf eine bestimmte politische Sciiicksalsgruppe? 

2. Wie hoch werden die zusätzliciien Kosten solch eines Gesetzes für 
die nächsten Jahre gesciiätzt? 

3. Sollen die zusätzlichen Kosten den Rentenversicherungsträgern 
durch Sonderzuschüsse des Bundes erstattet oder über die Beiträge 
finanziert werden? 

4. Welche Garantien hätten die Rentenversicherungsträger im Falle 
einer vorgesehenen Erstattung durch den Bund, nachdem die aus 
anderem Anlaß gewährten spezihschen Erstattungen wegen 
finanzieller Schwierigkeiten des Bundes zuletzt durch das Finanz- 
änderungsgesetz zu Lasten der Beitragszahler bereits gestrichen 
worden sind? 

5. Welche zusätzlichen Kosten würden den Versicherungsträgern 
bei einer entsprechenden Anwendung der vorgesehenen Ände- 
rungen aucii für Angehörige weiterer politischer Schicksalsgrup- 
pen (Kriegsteilnehmer, Kriegsopfer, Heimkehrer, politische Häft- 
linge usw.) entstehen? 

6. Welche Auswirkungen hätten entsprechende Änderungen des 
Sozialversicherungsredits auf die geltenden allgemeinen Renten- 
berechnungsmaßstäbe unter der Voraussetzung, daß 

a) das zur Verfügung stehende Finanzvolumen wegen dieser 
Beseitigung von Nachteilen bei allen genannten Schicksals- 
gruppen nicht erhöht werden könnte und 

b) ein entsprechender Ausgleich intern durch eine entsprechende 
Änderung der Rentenstruktur in der Zukunft gefunden werden 
müßte? 


Druck; Budidruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Die Arbeiten an einem Gesetzentwurf, mit dem Schäden abschlie- 
ßend geregelt werden sollen, die Verfolgte im Sinne des Bundes- 
entschädigungsgesetzes im Hinblick auf Rechte und Ansprüche 
gegenüber der gesetzlichen Sozialversicherung erlitten haben, 
sind im Augenblick noch nicht abgeschlossen. Der im Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung fertiggestellte Refe- 
rentenentwurf eines „Gesetzes zur abschließenden Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts in der 
Sozialversicherung'' wird gegenwärtig mit den sachlich betei- 
ligten Stellen beraten. Die Bundesregierung hat sich also noch 
nicht abschließend mit diesem Gesetzentwurf befaßt, so daß es 
im Augenblick noch nicht möglich ist, Fragen zu beantworten, 
die sich auf einzelne Punkte der beabsichtigten Neuregelung 
oder deren Auswirkungen beziehen. 

Das in Vorbereitung befindliche Gesetz hat zum Ziel, die Vor- 
schriften über die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts in der Sozialversicherung — soweit noch nicht geschehen — 
den Änderungen anzupassen, die das allgemeine Entschädi- 
gungsrecht und das Recht der Sozialversicherung inzwischen 
erfahren haben, eine einheitliche Rechtsanwendung sicherzu- 
stellen und einige Härten auszuräumen, die sich aus dem gelten- 
den Recht ergeben. Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß es 
zahlreiche andere Gruppen von Sozialversicherten gibt, die ein 
den Verfolgten ähnliches Schicksal erlitten haben. Sie wird dies 
bei der Beratung der Gesetzesvorlage bedenken. 


Katzer 
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